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Das GB hat ein neues Co-Präsi-
dium: Wir freuen uns auf Rahel 
Ruch und Ursina Anderegg!
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In Bern legt die Pensionskasse ihre Wertschriften 
nach wie vor klimaschädlich an. Die Stadt könnte 
mit dem Ausstieg aus fossilen Energien ein Signal 
fürs Klima setzen. 
 
In der Öffentlichkeit ist noch kaum bekannt, in wel-
chem Mass der Finanzplatz Schweiz das Klima an-
heizt. Mit seinen Auslands- und Inlandsinvestitionen 
ist er für zwanzigmal mehr CO2-Emissionen verant-
wortlich, als die Schweiz im Inland ausstösst. Die im 
Ausland angelegten Währungsreserven der National-
bank verdoppeln die Inlandsemissionen. Dasselbe 
tun viele Pensionskassen in der Schweiz durch Fehl-
platzierung unserer Altersgelder. Aber: Gerade die 
Städte haben es in der Hand, ein Signal fürs Klima zu 
setzen. Die Zentren sind Vorreiter bei den erneuer-
baren Energien – aber noch legen sie ihr Geld klima-
schädlich an. Das können sie ändern, indem sie Di- 
vestment-Pioniere werden. Die öffentlichen Anlagen 
müssten in Cleantech und Elektromobilität statt in 
die fossile Wirtschaft fliessen. Im Berner Stadtrat 
haben GB und GFL dies in Vorstössen gefordert. Doch 
der Gemeinderat zeigt bis heute wenig Motivation, 

sich bei der Personalvorsorgekasse (PVK) für Konsi-
stenz zwischen der Energie- und Klimapolitik der 
Stadt und der Platzierung der Vorsorgegelder einzu-
setzen, obwohl der Finanzdirektor als Präsident der 
PVK grossen Einfluss hat. Notabene gewinnen die 
Stimmen in der Finanzwelt die Oberhand, welche 
Kohle-, Erdöl- und Erdgasunternehmen auf der Verlie-
rerseite sehen, während die grüne Wirtschaft boomt. 
Wertverluste auf den braunen Anlagen sind abseh-
bar. Das fossile Risiko bedroht somit auch die Renten 
des Gemeindepersonals. Klimafreundliches Anlegen 
sichert sie hingegen. Während auf Kantons- und Bun-
desebene die Klimapolitik stockt, sollte die Stadt 
Bern hier unbedingt mehr Verantwortung überneh-
men und vorangehen. 
 
Sandro Leuenberger, Projektleiter Klima-Allianz 
Schweiz, GB-Mitglied 
 

Die Stadt Bern hat im Kanton in Bezug auf die Kinder-
betreuung eine Vorreiterrolle. Sie beschreitet neue 
Wege mit dem Ziel, allen einen chancengerechten Zu-
gang zu Bildung und Arbeit zu ermöglichen.  

 
Laut ihrer Bildungsstrategie will die Stadt Bern das 
Lernen der Kinder nicht nur in der Schule, sondern 
auch in ihrer Freizeit, im Familien- und Freundeskreis 
fördern. Dieses umfassende Bildungsverständnis führ- 

te dazu, dass die GB-Bildungsdirektorin Franziska 
Teuscher diesen Sommer die erste Ganztagesschule 
der Stadt eröffnen konnte. Die Kinder verbringen 
hier sowohl den Unterricht wie auch die Freizeit im 
Klassenverband – ohne strikte Trennung zwischen 
Schule und Tagesschule. Die Chancengleicheit wird er-
höht, da Kinder durch projektbasiertes und individu-
elles Lernen besser gefördert werden können und 
dafür auch mehr Zeit zur Verfügung steht. 
       Bereits seit zwei Jahren gewährt die Stadt Bern 
den Eltern einen Rechtsanspruch auf einen Ferienin-
sel-Platz. Sie hat so die Lücke im Betreuungssystem 
geschlossen, die bestand, weil die Tagesschulen wäh-
rend der Schulferien geschlossen sind. Zuvor stellte 
dies die berufstätigen Eltern vor massive Probleme. 
Die Stadt muss dieses System jedoch selbst finanzie-
ren, da der Kanton keinerlei Kosten übernimmt. 
       Auch bei der Subventionierung der Kinderbetreu-
ung nahm die Stadt eine Vorreiterrolle ein, indem sie 
2014 die Betreuungsgutscheine einführte. Das GB 
war gegenüber diesem System zwar kritisch einge-
stellt, begrüsste jedoch, dass bei seiner Einführung 
die Mittel für die Kinderbetreuung massiv erhöht 
wurden. Aufgrund der Erfahrungen in der Stadt Bern 
will der Kanton nun Betreuungsgutscheine flächen-
deckend einführen. Anders als in der Stadt will er die 
Reform aber kostenneutral durchziehen und bei-
spielsweise den Bezug von Betreuungsgutscheinen 
zwecks sozialer oder sprachlicher Integration ein-
schränken. Damit widerspricht der Ansatz des Kan-
tons fundamental dem chancengerechten Zugang, 
der für die Stadt so wichtig ist. 
 
Katharina Gallizzi, Stadträtin 

Pionierhaft: Kinderbetreuung 
in der Stadt Bern

Bern fossilfrei

STAND

Mit dem neuen Steuergesetz würden in der Kasse 
der Stadt Bern 15 Millionen Franken fehlen und zwar 
jährlich. Die Folgen wären Steuererhöhungen für na-
türliche Personen, weniger Spitex, Kürzungen in der 
Schule, weniger Geld für Behinderte und Leistungs-
abbau im Gesundheitsbereich. 
 
Die kantonale Steuergesetzrevision, über die wir am 
25. November 2018 abstimmen, hätte zur Folge, dass 
im Kanton Bern die Unternehmen mit den höchsten 
Gewinnen massiv weniger Gewinnsteuern bezahlen 
müssten. Der Kantonskasse, den Gemeinden und 
Kirchgemeinden würden jährlich 161 Millionen Fran-
ken fehlen. 99 Prozent aller Berner Gemeinden verlö-
ren damit Steuereinnahmen.  
    International ist die Schweiz für Unternehmen 
heute schon ein Steuerparadies. Der ruinöse Steuer-
wettbewerb zwischen den Kantonen führt zu einer 
endlosen Abwärtsspirale und trifft den Kanton Bern 
besonders hart. Kantone wie Waadt oder Basel-Stadt 
verbinden die Senkung mit Verbesserungen bei den 

Kinderzulagen oder sprechen mehr Verbilligungen für 
die steigenden Krankenkassenprämien. Im Kanton 
Bern hingegen ist kein sozialer Ausgleich für die Be-
völkerung vorgesehen. Im Gegenteil: Die prognosti-
zierten Steuerausfälle von Gemeinden und Kanton 
müssten mit Steuererhöhungen für natürliche Perso-
nen und Leistungskürzungen kompensiert werden. 
Eine Modellrechnung für Biel zeigt, wie die Steuer-
ausfälle mit Steuererhöhungen für Privatpersonen 
ausgeglichen würden. Bei einer Einzelperson (mit 
einem Jahreseinkommen von 80'000 Franken) wären 
das 696 Franken mehr Steuern pro Jahr. Das neue 
Steuergesetz ist unfair für die Bevölkerung und inter-
national unsolidarisch.  
        Aus all diesen Gründen lehnen wir Grüne das re-
vidierte Steuergesetz entschieden ab. 
 
Natalie Imboden, Co-Präsidentin Grüne Kanton 
Bern, Grossrätin, Mitglied Finanzkommission

Am 25. November 2018:  
Nein zum Steuerbschiss

«Wird Bern zur ersten fossilfreien 
Stadt der Schweiz? Mit einem 
Leuchtturmprojekt könnte sie 
mit schon saube ren Hauptstäd-
ten wie Berlin, Paris, Kopenhagen, 
Oslo, Stockholm gleichziehen 
und den Ausstieg aus fossilen  
Finanzanlagen beginnen. Wir 
wol len, dass auch in Bern kein 
Geld mehr in Kohlegruben, Erd- 
ölboh rungen und Erdgas-Frak-
king fliesst. Denn Klimaschutz 
gibt es nur, wenn diese fossilen 
Brenn stoffe im Boden bleiben.»

«Privatpersonen leisten 90 Pro-
zent der kantonalen Steuerein-
nahmen – Unternehmen nur 
zehn Prozent. Die Wirtschaft 
ist auf qualifizierte Fachkräfte, 
gute Schulen und funktionie-
rende Infrastrukturen angewie-
sen – und soll sich auch an 
deren Kosten beteiligen. Steu-
ergeschenke für Grosskonzerne 
sind ein unfairer Steuerbschiss 
– die Zeche bezahlt am Ende die 
Bevölkerung. Darum: Nein zur 
Revision des Steuergesetzes!»

grün. Nr.33 | November 2018      3grün. Nr.33 | November 2018      2

Gemeinderätin Franziska  
Teuscher mit der Kinder- 
betreuerin Mareike Grobben  
in den Räumen der neu reno-
vierten Kindertagesstätte  
Tagi und Kita Lorraine. 
 
 

STAND

Stadt 

● Neue Schulinformatik base4kids2:  
Investitions und Verpflichtungskredit:                     JA                                                                                      
● Budget Stadt Bern 2019:                                               JA 
● Erlass des Naturgefahrenplans und Teil- 
revision der Bauordnung der Stadt Bern:                 JA                                  
● Begriffe und Messweisen im Bauwesen:  
Teilrevision der Bauordnung der Stadt Bern:          JA                                          
 
Kantonal                                                          
● Änderung des Steuergesetzes:                                 NEIN 
● Kredit für Unterbringung und Betreuung   

von unbegleiteten minderjährigen Asyl- 
suchenden 2018–2020:                                                       JA                              
 
National 
● Volksinitiative «Für die Würde der landwirt- 
schaftlichen Nutztiere (Hornkuh-Initiative)»     JA  
● Volksinitiative «Schweizer Recht statt frem- 
de Richter (Selbstbestimmungsinitiative)»          NEIN            
● Änderung des Bundesgesetzes über den  
Allgemeinen Teil des Sozialversicherungsrechts 
(ATSG) (Gesetzliche Grundlage für die Über- 
wachung von Versicherten):                                          NEIN              

Abstimmungen vom 25. November 2018



MITTEL

Ziviler Ungehorsam für eine ‹Stadt für alle›  
 Facts-Box 
 
‹Stadt für alle› – aber wie? 

Städte entwickeln weltweit Kon-

zepte, um möglichst allen Solida-

ritätsansprüchen gerecht zu 

werden. Diese Konzepte haben 

einen hohen symbolischen Wert, 

sind in der lokalen Umsetzung je-

doch herausfordernd und müssen 

den lokalen Begebenheiten ange-

passt und gemeinsam mit der  

Bevölkerung angegangen werden. 

Auch in Bern steht momentan ei-

niges zur Diskussion. Welche un-

terschiedlichen Konzepte gibt es? 

● Sanctuary Cities: Städte bieten 

Menschen, deren Aufenthalt ge-

fährdet ist, Schutz. Sans-Papiers, 

aber auch Asylsuchende mit Aus-

reisetermin sollen weiterhin in 

«ihrer Stadt» wohnen, arbeiten, 

Beziehungen pflegen können. 

Stadtasyl ist dabei eine Weiter-

führung des «Kirchenasyls». 

● Urban Citizenship: Durch eine 

städtische Bürger_innenschaft 

(City Card) können sich alle Stadt-

Bewohner_innen sicherer bewe-

gen und haben Zugang zu öffent- 

lichen Dienstleistungen. Die Platt-

form «Wir alle sind Bern» disku-

tiert u.a. Möglichkeiten, wie dies 

für Bern umsetzbar wäre. Dabei 

ist die Frage zentral, wie weit die 

Stadt Bern ihre rechtlichen Befug-

nisse ankratzen bzw. überschrei-

ten kann, soll oder muss! 

● Solidaritätsstadt: Städte bauen 

Kontakte zu Städten am Rande 

Europas auf, wo besonders viele 

Asylsuchende festsitzen. Zum 

einen könnte Bern z.B. mit Zeit, 

Arbeit, Wissen Unterstützung vor 

Ort bieten, zum anderen flüch-

tende Kinder direkt nach Bern 

holen und ihnen hier Schutz und 

Lebensraum bieten. 
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rechtskonformes Leben kaum noch möglich ist. Und 
will die Stadt nicht, dass sich die Bedingungen für 
asylsuchende Menschen in der Stadt wegen der neo-
liberalen Abbaupolitik des Kantons weiter verschlech- 
tert, muss sie neue Finanzierungsquellen erschlies-
sen und neue Wege erkunden.  

Klagen über die Kürzungen haben ihre Berechti-
gung, kein Zweifel. Doch gerade Städte haben ein 
grosses Potenzial, innovative Aktivitäten zu entwick-
eln und Antworten auf gesellschaftliche Veränderun-
gen zu finden. Bern wäre beispielsweise in der Lage 
– zusammen mit anderen Städten – sich als Zufluchts-
ort für flüchtende Menschen zu öffnen. Geflüchtete 
sollten direkt aus den Kriegsländern und deren Nach-

barstaaten nach Bern kommen dürfen: Im Stadtrat 
wurde bereits ein entsprechender Vorstoss überwie-
sen. Die Umsetzung liegt aber aufgrund gesetzlicher 
Rahmenbedingungen und der Praxis auf Bundes-
ebene auf Eis. Geflüchtete, die einen Ausweisungs-
entscheid in der Tasche tragen, sollten vor einer Ab- 
schiebung geschützt werden, wie es viele Städte in 
Anlehnung an das Konzept der US-amerikanischen 
«Sanctuary Cities» (Zufluchtsstädte) vormachen.  

Bern kennt das Kirchenasyl. Heute leben einige 
der anfangs 2000 von der Kirche aufgenommenen 
Menschen normal und mitten unter uns. Die Stadt 
könnte sich bei verfahrensrechtlich begründeten Ab-
schiebungen schützend vor die betroffenen Men-
schen stellen. Denn eine Stadt ist erst dann wirklich 
für alle, wenn sie auch solidarisch mit denjenigen 
Menschen ist, die aus eigenen Kräften den Weg auf 
die Seite der Systemgewinner_innen nicht finden, die 
keine Beschwerdemacht haben, sondern durch die 
Praxis von Kanton und Bund abgeschrieben werden. 

Doch es weht uns aus Bundesbern ein eisiger 
Wind entgegen, ohne Zweifel. Die Stadt muss sich 
deshalb zivilen Ungehorsam erlauben, will sie ihre 
Grundsätze nicht über den Haufen werfen. Die Stadt-
bevölkerung ist offen und hilfsbereit, wenn es um 
UMA und andere flüchtende Menschen in prekären  
Situationen geht. Das Engagement verschiedenster 
Freiwilligengruppen beweist das. Jetzt muss die Stadt- 
regierung einen mutigen Schritt tun und vorangehen! 
 
Ursina Anderegg, GB-Stadträtin und Co-Präsidentin. 
Annemarie Sancar, GB-Mitglied 
 
 

 

● Workshop Partizipationsmotion 
10. November, 10.00 – 13.00 Uhr, Stube im Progr West- 
flügel (Spychergasse 4, Bern) 
Informationen und Austausch zur Partizipations-
motion. Wie kann dieses Instrument, das die Migra-
tionsbevölkerung stärken und ihren Einfluss im 
politischen Prozess der Stadt ermöglichen will, er-
folgreich eingesetzt werden?  
Anmeldungen unter: sekretatiat@gbbern.ch

AKTIONS

Bern ist eine solidarische Stadt. Die Bereitschaft der 
Bevölkerung, der Politik und der Verwaltung ist 
gross, asylsuchende Menschen hier aufzunehmen 
und das Zusammenleben auf Augenhöhe zu organi-
sieren. Durch kantonale, nationale und internatio-
nale Entwicklungen werden uns als Stadt aber viele 
Steine in den Weg gelegt. Geschlossene Grenzen, so-
zialpolitischer Abbau und ständige gesetzliche Ver-
schärfungen zwingen uns, alle Handlungsspielräume 
auszunutzen und neue Wege bis hin zum gemein-
schaftlichen zivilen Ungehorsam zu suchen. 
 
Für die Stadt Bern ist Solidarität seit langem ein 
Prinzip der politischen Ausrichtung. Dies zeigt sich 
in ihrer Mitgliedschaft bei der europäischen Koali-
tion «Städte gegen Rassismus» oder bei städtischen 
Resultaten zu kantonalen oder nationalen Abstim-
mungsvorlagen, die Menschen migrantischer Her-
kunft zu Fremden machen wollen. Die Stadt Bern 
lebt Solidarität aber auch im Alltag, im öffentlichen 
Raum, in der Verwaltung, in den Schulen. Viele Ber-
ner_innen setzen sich freiwillig für Mitmenschen ein, 
die nicht zur vollen Teilhabe am öffentlichen und po-
litischen Leben befugt sind. Auf institutioneller Ebe-
ne ist vor allem die Direktion für Bildung, Soziales 
und Sport (BSS) gefordert, denn sie ist besonders 
häufig mit den Folgen von Ausgrenzung und Diskri-
minierung konfrontiert. Mit dem «Schwerpunkte-
plan Integration 2018–21»  ist die Stadt engagiert auf 
dem Weg zu einer ‹Stadt für alle›. Dieser legt die Öff-
nung der Teilhabe für alle Stadtbewohner_innen als 
Querschnittsaufgabe in der ganzen Stadtverwaltung 
fest. Daneben unterstützt die Stadt Bestrebungen 
von Foren wie «Wir alle sind Bern» , kreiert Platt- for-
men für den Austausch unter Neuangekommenen, 
öffnet Räume für Alltagsbegegnungen. Sie unter-
stützt mit klugen Projekten die Integration von Asyl-
suchenden in den Erwerbsarbeitsprozess und enga- 
giert sich für deren Unterbringung. Mit der vom GB 
initiierten Partizipationsmotion gibt es in Bern auch 
die Möglichkeit zur institutionellen politischen Mit-
wirkung ohne Stimm- und Wahlrecht.  

Das alles stimmt optimistisch. Die letzten zwei 
Jahre zeigten aber auch, wie schwierig es im kanto-
nalen, nationalen und internationalen Kontext ist, 
sich als solidarische Stadt weiter zu entwickeln. 
Wenn Grenzen dichtgemacht werden, dann können 
wir noch so bereit sein, Menschen willkommen zu 
heissen. Die zahlreichen gesetzlichen Verschärfun- 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
gen im Asyl-, Einbürgerungs- oder Sozialhilfebereich 
schränken unseren politischen Handlungsspielraum 
auf Gemeindeebene immer mehr ein. Einbürgerun-
gen werden schwieriger, kein Ausweis ist mehr sicher. 
Das nationale und kantonale Asylsystem bewegt sich 
in eine Richtung, die die Teilhabe der Neuankommen-
den in den Gemeinden, wo sie untergebracht sind, er-
schwert: So kommen viele geflüchtete Menschen 
zwar in Bern an, aber weil sie im Bundeszentrum un-
tergebracht sind, werden sie nach wenigen Tagen 
«weiterverteilt». Vertieftere Kontakte mit der Bevöl-
kerung sind nicht vorgesehen. Die Sparmassnahmen  
im Asylbereich treffen besonders die Jugendlichen 
und Sozialhilfebeziehenden so hart, dass ein grund- 

Eine breite Koalition bis weit 
ins bürgerliche Lager kämpft 
für ein JA zum Kredit für UMA: 
Hauptsujet der parteiüber- 
greifenden Kampagne.



BERN

Wachstum kostet –  
Ja zum Budget 2019

SICHT

Die neuen Co-Präsidentinnen 
im Interview

Rahel Ruch und Ursina  
Anderegg auf der Warm-
bächlibrache. Die neuen 
Co-Präsidentinnen sehen 
im Wachstum der Stadt 
grosse Chancen, aber auch 
Herausforderungen.  
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Stadträtin Regula Tschanz vor Pro-
gnosen zum Bevölkerungswachs-
tum der Stadt. 
 

Vorstösse l Erfolge     
Meilensteine für eine stadtverträgliche Mobilität 
Diesen Sommer schickte der Gemeinderat zwei aus 
Sicht des GB erfreuliche Dokumente in die Mitwir-
kung:  
● Mit dem Parkierungskonzept wird die 2013 einge-
reichte GB-Motion umgesetzt, wonach die Park-
plätze auf öffentlichem Grund um 10 % reduziert 
werden sollen. Das schafft Platz für den Fuss- und 
Veloverkehr und zum Verweilen. 
● 2014 veröffentlichte das GB zusammen mit der JA! 
Ein Positionspapier zur Velopolitik («grünes Licht für 

die Velostadt Bern»). Wir freuen uns, dass praktisch 
alle darin vorgeschlagenen Massnahmen nun in den 
Masterplan Veloinfrastruktur eingeflossen sind. 
       Die beiden Planungen schaffen die Grundlage für 
die weitere Förderung stadtverträglicher Mobilität 
in der Stadt Bern. Das GB wird sich für eine konse-
quente Umsetzung einsetzen – damit der Master-
plan Veloinfrastruktur und das Parkierungskonzept 
keine Papiertiger werden. 
 
Franziska Grossenbacher, GB-Stadträtin 

grün.: Herzliche Gratulation Ursina Anderegg und 
Rahel Ruch! Die Mitgliederversammlung hat euch 
am 24. Oktober als neue Co-Präsidentinnen des GB 
gewählt. Was packt ihr als Erstes an? 

● Danke! Wir freuen uns sehr auf das neue Amt. Die 
Stadt Bern steht vor grossen Herausforderungen: 
Sie soll stark wachsen und es wird an vielen Orten 
gebaut. Nicht nur im Viererfeld, auch auf dem Gas-
werkareal oder im Wankdorf. Gleichzeitig streichen 
Kanton und Bund immer mehr öffentliche Dienstlei-
stungen, vor allem im Sozialbereich. Wir wollen mit 
dem GB rasch ein neues, kluges Projekt entwickeln, 
das die rot-grünen Mehrheitsverhältnisse in der 
Stadt nutzt und zugleich Ausstrahlung über die 
Stadt hinaus entwickelt. Stichworte wie Bern gegen 
Armut oder Städte als Zufluchtsorte stehen hier im 
Zentrum der Überlegungen. Zudem möchten wir 
2020 den Wähler_innenanteil des GB erhöhen und 
unseren Gemeinderatssitz halten.   
 
Ihr wollt die Kampagne für die Nationalratswahlen 
2019 nutzen, um das Profil des GB zu schärfen. Was 
schwebt euch vor? 
● Wir sind überzeugt, dass sich in Bern noch mehr 
Menschen mit den Inhalten des GB identifizieren kön-
nen. Dafür müssen wir ein klar abgrenzbares Profil 
haben, gerade im linken Bern. Und wir müssen unsere 

Inhalte an die Menschen herantragen. Das möchten 
wir während der Nationalratskampagne via nationale 
Themen tun. Kampagnen wie die Küchentischgesprä-
che der SP oder «ins Bier mit mir» von Aline Trede sind 
hier sehr inspirierend. Ein weiteres Ziel ist es, das GB 
für unterschiedliche Menschen attraktiv zu machen. 
Wir wollen vermehrt Menschen mit kleinem Einkom-
men, Nicht-Akademiker_innen und Personen mit Mi-
grationshintergrund ansprechen. 
 
Das GB ist eine kleine Partei und wurde bisher mit 
einer Präsidentin identifiziert. Was bringt ein Co-
Präsidium dem GB? 
● Die Arbeitslast in der Parteipolitik ist hoch und 
oft ist viel Wissen bei wenigen Leuten gespeichert. 
Wir wollen Arbeit und Wissen auf mehr Schultern 
verteilen, damit mehr Leute mitdenken und mitre-
den können. Das war auch ein Grund für das  Co-Prä-
sidium. Es bie tet uns die Chance, weiterhin inhalt- 
lich in Frak tion und AGs engagiert zu sein, und er-
möglicht dem GB eine breitere Verankerung des Prä-
sidiums. Wir brin gen auch unterschiedliche Kom-  
petenzen mit: Ursina bringt Diskussionen auf den 
Punkt, kennt grosse Verwaltungen von innen und 
die Gemein wesenarbeit von DOK, toj und vbg. Rahel 
ist im lin ken Bern verwurzelt, mit NGOs vernetzt 
und sie schreibt gerne Strategiepapiere.  
 
Ein Parteipräsidium ist ja mit Ansehen und Ehre, 
aber auch mit viel Arbeit verbunden. Was motiviert 
euch persönlich?  
● Rahel: Ich habe Lust dazu beizutragen, dass das 
GB für unterschiedliche Menschen eine Heimat wird 
und dass Bern dank dem GB mehr soziale und ökolo-
gische Vorreiterprojekte umsetzt.  
Ursina: Mich fasziniert das GB nach wie vor. Ich freue 
mich auf die weitere politische Arbeit – nun in einer 
anderen Rolle – mit vielen engagierten Mitstreiter _ 
innen. 
 
Zum Schluss: Wie könnte der Slogan für die Stadt-
ratswahlen 2020 lauten? 
● «Recht auf Stadt» knüpft an die Anti-Gentrifizie-
rungsbewegung an, «Solidarität statt Verdrängung» 
ist eher langweilig; eine lustige Anspielung auf die 
RGM-Übermacht wäre «Teilen statt Herrschen». 
Aber da braucht’s wohl noch ein paar Runden Brain-
storming!  
Interview: Christine Michel, Redaktion grün.

Das GB empfiehlt ein Ja zum Budget 2019 der Stadt 
Bern. Das Budget schafft die Voraussetzungen für 
die angestrebte Stadtentwicklung mit einem sub-
stanziellen Bevölkerungswachstum bis 2030. Gleich-
zeitig ermöglicht es die Fortsetzung der erfolgrei- 
chen Finanzpolitik des letzten Jahrzehnts. 

Der Zustand der Berner Stadtfinanzen ist ausgezeich-
net: In den letzten zehn Jahren erwirtschaftete die 
Stadt Bern – mit einer Ausnahme – Jahr für Jahr Ertrags-
überschüsse von durchschnittlich über 30 Millionen 
Franken. Das hat zum einen mit einer sorgfältigen Fi-
nanzpolitik zu tun. Zum anderen ist der stabile Zu-
stand der Stadtfinanzen ein Abbild des städtischen 

Bevölkerungswachstums der letzten zwei Jahrzehnte, 
welches die Steuerstruktur nachhaltig gestärkt hat. 
 
Gute Stadtentwicklung hat ihren Preis 
Um diese erfolgreiche Politik fortzusetzen, sieht das 
Stadtentwicklungskonzept 2016 vor, bis ins Jahr 2030 
ein Bevölkerungswachstum von rund 17’000 Einwoh-
ner_innen zu ermöglichen. Das ist auch raumplanerisch 
sinnvoll, weil damit die Pendeldistanzen zwischen 
Wohn- und Arbeitsort verkürzt werden. Um dieses am-
bitionierte Ziel zu erreichen, braucht es eine Stärkung 
der Infrastrukturabteilungen der Stadtverwaltung. 
Nur so können die Planungen überhaupt erarbeitet 
und umgesetzt werden. 
 
Trotz Stellenausbau resultiert Überschuss 
Das Budget 2019 sieht deshalb einen Ausbau des Stel-
lenetats um 40 Stellen vor. Das GB erachtet diesen Aus-
bau als sinnvoll. Freilich wäre es begrüssenswert ge- 
wesen, wenn der Gemeinderat bereits früher auf die-
sen Bedarf hingewiesen hätte. Trotz dem Stellenaus-
bau resultiert unter dem Strich ein Ertragsüberschuss 
von 1,3 Millionen Franken, der als Vorinvestition in eine 
Spezialfinanzierung für die anstehenden Sanierung-  
en der Schwimmbäder und Eissportanlagen eingelegt 
wird. Das Budget 2019 verdient ein klares Ja in der Ab-
stimmung vom 25. November. 
 
Regula Tschanz, Stadträtin  
und  Co-Fraktionspräsidentin 
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● Samstag, 17. und Sonntag 18. November 2018 
Feministische Diskussionstage FeDiTa 
In der 5. Runde der FeDiTa beschäftigen wir uns in 
Workshops und Plenumsdiskussionen an zwei Tagen 
mit dem Thema Frauen*streik. Dabei werfen wir einen 
Blick zurück auf das Jahr 1991 und fragen uns, ob und 
warum wir 2019 streiken sollen. Weitere Infos unter  
fedita.ch 
 

● Sonntag, 25. November 2018, 9.00 – 12.00 Uhr,  
Abstimmungslokale der Stadt Bern 
Sammelaktionstag gegen die Steuervorlage 17  
Die «Steuervorlage 17» ist die vor einem Jahr abge-
lehnte USRIII in neuem Gewand. Wir wehren uns 
gegen den Milliardenbschiss. Damit das Referen-
dum zustande kommt, starten wir einen Sammel- 
aktionstag bei den Abstimmungslokalen der Stadt 
Bern. Nirgendwo kann man so schnell so viele Unter-
schriften sammeln. Hilf mit, denn wir haben nur 
noch wenig Zeit! Weitere Infos auf gbbern.ch 
 

● Mittwoch, 28. November 2018, 18.30 Uhr 
GB-Mitgliederversammlung zum Themen- 
schwerpunkt «Neues Polizeigesetz und Fahrende»  
Die nächste GB-Mitgliederversammlung widmet sich 
nach dem statuarischen Teil der drohenden Polizeige-
setzesrevision im Kanton Bern. Im ersten Teil werden 
allgemeine Infos zur Abstimmung im Januar präsen-
tiert. Danach diskutieren wir über mögliche Konse-
quenzen des neuen Gesetzes für Fahrende.  
 
 
 
 
 
 
 

 
 
  
Werde aktiv und bringe deine Fragen und Ideen ein! 
Unsere Arbeitsgruppen und das Sekretariat freuen 
sich über deine Kontaktaufnahme. 
 
● AG Frauenpolitik  
Kontakt: Regula Bühlmann  
(regula_buehlmann@bluewin.ch)     
● AG Ökologie  
Kontakt: Franziska Grossenbacher  
(fragroba@gmx.ch)  
● AG Internationales und Migration  
Kontakt: Annemarie Sancar  
(annemarie.sancar@bluewin.ch) 
● AG Wirtschaft  
Kontakt: sekretariat@gruenebern.ch   
● AG Bildungs- und Kulturpolitik 
Kontakt: Markus Heinzer  
(info@markusheinzer.ch)  
● AG macht  
Kontakt: Katharina Gallizzi  
(gallizzi@gmx.net) 
● AG Polizei 
Kontakt: Rahel Ruch  
(rahel_ruch@hotmail.com) 

 
Kontakt Sekretariat 
Geschäftsführer:  Benjamin Steinweg 
Grünes Bündnis Stadt Bern 
Neubrückstrasse 17, 3012 Bern, 
Postfach 6411, 3001 Bern, Tel. 031 301 82 09, 
info@gbbern, www.gbbern.ch  
facebook.com/GruenesBuendnisBern 
PC-Konto: 30-37923-6. Merci! 

 
 
Ich mag Lärm. Ich schlafe gerne dazu ein. Ich wache 
auch gerne dazu auf. Ich schaue dem Lärm gerne 
beim Spielen zu. Denn wo es lärmt, ist immer etwas 
los. Etwas bewegt, reibt, verändert sich. Wo Lärm 
ist, will jemand etwas verbessern. Ich gebe dem 
Lärm deshalb gerne viel Raum. Auch wenn er sich 
finanziell nicht immer lohnt. Eigentlich lege ich für 
Lärm immer noch was drauf. Und zwar gerne. Denn 
Lärm ist Kultur. 
Kultur ist Lärm. Oder Störung. Oder Schmutz. Be-
haupten nun einige Stadtbewohner_innen. Natür-
lich haben sie recht! Kulturschaffende wollen im- 
mer ungefragt mit uns kommunizieren. Sie stellen 
unseren Gewohnheiten ständig ein Bein und über-
malen geliebte Formen mit neuen Farben. Das ist 

ihre Aufgabe. Die Aufgabe von uns allen! Denn wir 
alle schaffen zusammen unsere gemeinsame Kul-
tur. Eine ewige Baustelle, ein endloses Improthea-
ter, eine unendliche Geschichte. Kultur geht immer 
weiter. 
Kultur ist Veränderung. Und die Veränderung – 
nicht die Kultur – verunsichert, beängstigt, stört. 
Wir nerven uns selten über die Musik früherer Ge-
nerationen. Sie hat ihren gewohnten Platz. Aber 
das Neue hinterfragt unsere Werte und rüttelt an 
unseren Strukturen. Es sucht sich einen Platz und 
bringt dabei einiges in Bewegung. Das stört. Und 
plötzlich wird aus Musik Lärm. Wird aus Kinderla-
chen Störung. Wird aus Kunst Schmutz. Wird alles 
zum Vorboten der Veränderung. 
Ich mag Lärmbeschwerden. Sie zeigen mir, dass ich 
auf dem richtigen Weg bin. 

SCHLUSS

Manuel Michel, Gründer «Parko-
nia Festival» & GB-Mitglied 
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